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Mag. Karoline Edtstadler 

Bundesministerin für EU und Verfassung 

Herrn 

Mag. Wolfgang Sobotka 

Präsident des Nationalrats 
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1017 Wien 

Geschäftszahl: 2023-0.136.109  

Wien, am 17. April 2023 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Abgeordneten zum Nationalrat Lindner, Kolleginnen und Kollegen haben am 

17. Februar 2023 unter der Nr. 14157/J eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend „Beschwerden wegen Ungleichbehandlung in Ihrem Ministerium“ an mich 

gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 6: 

1. In wie vielen Fällen im Jahr 2022 waren Ihr Ministerium oder nachgelagerte 

Dienststellen als Arbeitgeber wegen potentieller Ungleichbehandlung bei 

Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen vor einem Gericht beteiligt? 

Bitte um detaillierte Auflistung nach Beschwerde- bzw. möglichem 

Diskriminierungsgrund. 

a. In wie vielen Fällen kam es jeweils zu Verurteilungen, Freisprüchen 

außergerichtlichen Einigungen? 

2. In wie vielen Fällen im Jahr 2022 wurden Ihr Ministerium oder nachgelagerte 

Dienststellen als Arbeitgeber wegen potenzieller Ungleichbehandlung bei 

Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen angezeigt, ohne dass eine 
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Anklage erhoben wurde? Bitte um detaillierte Auflistung nach Beschwerde- bzw. 

möglichem Diskriminierungsgrund. 

3. Wie viele der Gerichtsverfahren, in denen Ihr Ministerium oder nachgelagerte 

Dienststellen als Arbeitgeber wegen potenzieller Ungleichbehandlung bei 

Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen vor einem Gericht zwischen 

2011 und 2022 beteiligt waren, waren zuvor Thema vor der 

Gleichbehandlungskommission des Bundes? 

4. Wie viele Beschwerdeverfahren vor der Gleichbehandlungskommission des Bundes 

gab es in Hinsicht auf potenzieller Ungleichbehandlung bei Postenbesetzungen, 

Einstellungen oder Kündigungen seitens Ihres Ressorts oder nachgelagerter 

Dienststellen zwischen 2011 und 2022? Bitte um detaillierte Auflistung nach Jahr und 

Beschwerde- bzw. möglichem Diskriminierungsgrund. 

5. Welche Summen musste in jenen Fällen, in denen Ihr Ministerium oder 

nachgelagerte Dienststellen als Arbeitgeber wegen potenzieller Ungleichbehandlung 

bei Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen zwischen 2011 und 2022 

vor Gericht verurteilt wurden oder eine außergerichtliche Einigung erzielt wurde, 

zahlen? Bitte um detaillierte Auflistung nach Jahr und Beschwerde- bzw. möglichem 

Diskriminierungsgrund. 

6. Welche konkreten Schlüsse zieht Ihr Ressort aus den Fällen vor der 

Gleichbehandlungskommission des Bundes, die im 14. Gleichbehandlungsbericht des 

Bundes 2022 (Teil II) anonymisiert veröffentlicht wurden? 

a. Wurden insbesondere interne Maßnahmen zur besseren Prävention möglicher 

Ungleichbehandlungen gesetzt und wenn ja, welche? 

b. Gab es dienstrechtliche Konsequenzen in Zusammenhang mit den 

anonymisierten Fallstudien und wenn ja, welche? 

Ich darf auf die Beantwortung der parlamentarischen Anfrage Nr. 14156/J vom 17. Februar 

2023 durch den Bundeskanzler verweisen. 

 

 

Mag. Karoline Edtstadler

 

2 von 3 13711/AB XXVII. GP - Anfragebeantwortung

www.parlament.gv.at



3 von 313711/AB XXVII. GP - Anfragebeantwortung

www.parlament.gv.at


		2023-04-17T10:00:21+0200
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2023-04-17T11:41:09+0200
	Parlamentsdirektion




